
Selbstverständlich sind die Parteien nach wie vor be­
irech tigt, sich zu allen Prozeßhandlungen zu äußern, 
und das Gericht ist verpflichtet, sie zu hören und ihren 
Sachvortrag zu berücksichtigen.

Auch auf das Versäumnisverfahren sind diese Grund­
sätze von Einfluß. Bisher ist nur in Ehe- und Kind- 
schaftssachen sowie bei einigen mit Ehesachen verbun­
denen Klagen und nur gegen den Beklagten ein Ver­
säumnisurteil unzulässig (vgl. § 618 Abs. 5, 640 ZPO und 
§§ 6 und 8 Abs. 1, 1. VO zur Durchf. der VO betr. Über­
tragung von familienrechtlichen Streitigkeiten pp. vom 
17. Mai 1949). Dieser Grundsatz muß erweitert werden, 
denn sonst könnten die Parteien durch ihr Ausbleiben 
die Prozeßtätigkeit und die Entscheidung des Gerichts 
einseitig, entgegen den übrigen Grundsätzen, beein­
flussen. Auf der anderen Seite ist zu berücksichtigen, 
daß der Kläger ebensowenig zur Fortführung des Pro­
zesses wie zur Erhebung der Klage gezwungen werden 
kann. Unter der Voraussetzung, daß ein Versäumnis­
verfahren nur dann durchgeführt wird, wenn eine 
Partei auch zur zweiten mündlichen Verhandlung nicht 
erscheint, wird folgende Regelung für zweckmäßig ge­
halten: Erscheint der Kläger nicht, so ist in nicht ver­
mögensrechtlichen Familiensachen auf Antrag des Be­
klagten das Verfahren durch unanfechtbaren Beschluß 
einzustellen, in vermögensrechtlichen Familiensachen 
dagegen die Klage durch Versäumnisurteil abzuweisen. 
Das bedeutet, daß im ersten Fall zwar die Wirkungen 
der Rechtshängigkeit aufhören, der Kläger aber nicht 
gehindert ist, eine neue Klage zu erheben.

Bei Ausbleiben des Beklagten muß ein Versäumnis­
urteil nach wie vor unzulässig sein; wenn der Sach­
verhalt genügend geklärt ist, soll aber das Gericht 
zwecks Förderung des Verfahrens befugt sein, in nicht 
Vermögensrechtlichen Familiensachen auf Antrag des 
Klägers nach Lage der Akten zu entscheiden, soweit im 
Zeitpunkt des Termins der sich aus den Akten er­
gebende Sachverhalt genügend geklärt erscheint25); 
andernfalls ist ein neuer Termin anzuberaumen und der 
Beklagte neu zu laden. In vermögensrechtlichen Fami- 
tiensachen, soweit nicht das FGB die Verbindung mit 
dem Verfahren wegen Ehescheidung zwingend vor­
schreibt, kann auf Antrag des Klägers ein Versäumnis­
urteil gegen den Beklagten ergehen, soweit der Klage­
antrag gerechtfertigt erscheint. In zweiter Instanz sollte 
ein Versäumnisverfahren nicht zulässig sein, sondern 
das Gericht immer nur eine Entscheidung nach Lage 
der Akten treffen, da die Anrufung der 2. Instanz auf 
eine besondere gesellschaftliche Bedeutung der Sache 
schließen läßt und eine Kritik des erstinstanzlichen 
Urteils enthält, die sachlich nachgeprüft werden muß.

3. Erweiterte Mitwirkung des Staatsanwalts
Die Mitwirkung des Staatsanwalts, die schon im bür­

gerlichen Recht für Ehe- und Kindschaftssachen in 
§§ 607, 640 ZPO und 1535a BGB vorgesehen war, aber 
völlig formal gehandhabt wurde, hat durch § 20 des 
Gesetzes über die Staatsanwaltschaft der DDR vom 
23.5.1952 (GBl. S. 408) für den gesamten Zivilprozeß 
eine neue gesetzliche Grundlage und einen völlig neuen 
Inhalt erhalten. Der Staatsanwalt ist aber, abgesehen 
von den Fällen, in denen er nach der ZPO den Prozeß 
selbst führen kann (§ 21 StAG, §§ 631 ff., 646 ff. ZPO), 
auf die Teilnahme an den Gerichtsverhandlungen und 
auf die Abgabe schriftlicher und mündlicher Erklärun­
gen beschränkt. Parteistellung oder ein eigenes An­
tragsrecht neben den Parteien steht ihm bisher nicht zu.

Durch die RV des Generalstaatsanwalts Nr. 34'52 vom
9. Dezember 1952 und die RV des MdJ Nr. 9/53 vom 
19. Januar 1953 ist die Teilnahme der Staatsanwaltschaft 
in allen Verfahren vorgesehen, die für die Entwicklung 
unserer gesellschaftlichen, staatlichen und wirtschaft­
lichen Ordnung und für den Aufbau des Sozialismus von 
Bedeutung sind, oder sonst, wenn der Staatsanwalt seine 
Mitwirkung zur Wahrung der demokratischen Gesetz­
lichkeit für erforderlich hält26). Bereits in diesen RV

25) Vgl. OG, Urt. vom 2. November 1954 (NJ 1955 S. 88).
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werden als Verfahren von solcher besonderen Bedeu­
tung ausdrücklich die Fälle angeführt, in denen der 
Rechtsstreit Fragen der Gleichberechtigung der Frau, 
des Schutzes der Jugend und der Gleichstellung des 
nichtehelichen Kindes betrifft. Durch das neue Fami­
lienrecht erwachsen nun für die Staatsanwaltschaft er­
höhte Pflichten, über die Einhaltung der zum Schutz 
von Ehe und Familie gegebenen Rechtsnormen zu 
wachen und auch ihrerseits das Verständnis des neuen 
Rechts und die Entwicklung der sozialistischen Moral 
zu fördern, indem gerade sie die grundsätzliche Trag­
weite und die gesellschaftlichen Zusammenhänge des 
Einzelfalles aufzeigt.

Volle Parteistellung hat der Staatsanwalt nach § 27 
des FGB-Entwurfs, wenn er die Ehenichtigkeitsklage 
erhebt, dagegen nicht mehr bei der Ehelichkeitsanfech­
tung (vgl. §§ 75 und 78 FGB). Außer den gesetzlich vor­
gesehenen Fällen kann die Staatsanwaltschaft bei uns 
nicht wie im sowjetischen Recht (Art. 2 ZPO der 
RSFSR) ein Verfahren in Zivilsachen einleiten und, 
wie es auch in § 6 ZPO der CSR vorgesehen ist, jeder­
zeit in ein solches Verfahren eintreten, wenn es die 
Interessen des Staates oder der Werktätigen erfor­
dern27). Seine Tätigkeit ist vielmehr im allgemeinen auf 
die Mitwirkung beschränkt. Die Aufgabe der Staats­
anwaltschaft bringt es als selbstverständlich mit sich, 
daß der Staatsanwalt stets nur zur Verteidigung der 
demokratischen Gesetzlichkeit mitwirkt (§ 20 StAG). 
Zu seinen Aufgaben als Hüter der Gesetzlichkeit gehört 
vor allem auch, auf die Feststellung der objektiven 
Wahrheit hinzuwirken und jeder Verschleierung der 
wirklichen Verhältnisse engegenzutreten. Die Staats­
anwaltschaft würde bei der Erfüllung dieser Aufgaben 
stark beeinträchtigt sein und ihre Selbständigkeit so­
wohl gegenüber dem Gericht als auch den Parteien ein­
büßen, wenn ihr kein eigenes Antragsrecht gewährt 
würde und nur die Parteien über die Einlegung von 
Rechtsmitteln zu entscheiden hätten. Um dem Staats­
anwalt in Familiensachen die Erfüllung seiner beson­
deren Aufgaben unabhängig von der Initiative des Ge­
richts und der Parteien zu gewährleisten, ist daher seine 
Stellung dadurch zu stärken, daß ihm das Recht ein­
geräumt wird, selbständige Beweisanträge zu stellen, 
und außerdem Rechtsmittel (Protest und Beschwerde) 
einzulegen. Freilich muß der Staatsanwalt, soweit er 
nicht kraft Gesetzes selbst Partei ist, im Rechtsmittel­
verfahren ebenso wie das Gericht an die Sachanträge 
der Parteien gebunden bleiben. Inwieweit die Staats­
anwaltschaft hierdurch Parteistellung bekommt, kann 
hier nicht erörtert werden28).

4. Stärkere Konzentration des Verfahrens
Der Grundsatz der Konzentration des Verfahrens ist 

gleichbedeutend mit der Forderung, den Rechtsstreit 
nach Möglichkeit in einer einzigen ununterbrochenen 
Verhanlung zu beenden, d. h. zur Aussöhnung der Par­
teien oder zur Entscheidung zu bringen. Die sowje­
tische Prozeßrechtswissenschaft verwendet geradezu 
den Begriff „ununterbrochenes Verfahren“29). Dieses 
Prinzip trägt dazu bei, das Verfahren abzukürzen und 
dadurch die Familie vor allen Erschütterungen zu be­
wahren, die mit einem langen Rechtsstreit verbunden 
sind, ferner fördert es die Feststellung der objektiven 
Wahrheit, da die Zuverlässigkeit der Beweismittel be­
kanntlich mit der Dauer eines Prozesses nicht besser 
wird, und stärkt auch die erzieherische Wirkung der 
Verhandlung, besonders wenn diese von denselben Rich­
tern von Anfang bis Ende durchgeführt werden kann.

Ein äußeres Mittel der Konzentration ist die Einfüh­
rung von Fristen für die erste Verhandlung und für 
die gesamte Dauer des Verfahrens. Nach dem Vorbild 
der StPO sollte man auch in Familiensachen zu einer 
Befristung übergehen. Ein wesentliches Element der 
Konzentration ist auch die bereits besprochene Ab­
setzung und Verkündung des Urteils unmittelbar nach 
Verhandlungsschluß, wobei die erzieherische Seite im 
Vordergrund steht.

Die Forderung nach Konzentration des Verfahrens 
darf keinesfalls äußerlich verstanden werden. Das Ziel

27) vgl. Boura, Der Staatsanwalt Im Zivilprozeß, RID 1953 
Sp. 56 ft; Abramow, Sowjetischer Zivilprozeß, 8. Kap. § 1.

28) vgl. Abramow, a.a.O. 8. Kap. § 2.
29) vgl. Abramow, a.a.O. 3. Kap. § 17.
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